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D
ie Zeit der „Wahl-Hirten-
briefe“ ist vorbei. Noch 
im Jahr 1980 bezogen die 
deutschen Bischöfe in ei-
nem solchen Dokument 

vor der Bundestagswahl Position zu poli-
tischen Streitfragen. An erster Stelle ging 
es den Bischöfen damals um den Schutz 
des ungeborenen Lebens sowie um Ehe 
und Familie. Das Dokument schlug hohe 
Wellen: Auch innerkirchlich wurde es als 
ungebührliche klerikale Einmischung und 
indirekte Wahlempfehlung für die Uni-
onsparteien betrachtet. Damals wie heute 
brauchen mündige Christen keine bischöf-
lichen Wahlempfehlungen. In den Augen 
vieler haben sich die religiösen Autoritäten 
in einer liberalen, off enen Gesellschaft  aus 
dem öff entlichen Diskurs herauszuhalten 
– Religion sei Privatsache. Die aktuelle 
Vertrauenskrise der Kirche trägt ebenfalls 
dazu bei, dass Kirche als „Moralagentur“ 
kaum gefragt ist. Doch ist der Ruf der ka-
tholischen Kirche auch angeschlagen, so 
wird die christliche Ethik der Nächsten-
liebe dennoch hochgeschätzt. Christliche 
Nächstenliebe greift  
aber auch aus auf die 
Frage nach einer ge-
rechten Gesellschaft .

Mit ihrer Sozial-
lehre macht die Kirche 
ein Orientierungsan-
gebot dazu. Sie besitzt 
damit einen sozial-
ethischen Schatz, den 
sie nicht verstecken 
sollte: Als off enes 
Lehrgefüge bietet die 
katholische Sozial-
lehre allen Menschen guten Willens einen 
Fundus an orientierenden Werten und 
Prinzipien. Die bekanntesten sind Per-
sonalität, Gemeinwohl, Solidarität, Sub-
sidiarität und Nachhaltigkeit. Oberster 
Maßstab ist die menschliche Person, ge-
glaubt und gedeutet als Ebenbild Gottes. 
Die Gesellschaft  ist für den Menschen da 

– nicht umgekehrt. Die Unantastbarkeit 
der Würde des Menschen hat absoluten 
Vorrang und ist Ausgangs- und Flucht-
punkt der Soziallehre. Diesem christlich-
ethischen Fundament entspricht die De-
mokratie als politische Lebensform der 
Freiheit sowie der gesellschaft liche Plura-
lismus als Ausdruck dieser Freiheit, wie 
das letzte „Gemeinsame Wort der Kirchen 
zur Demokratie“ 2019 unterstrichen hat. 

Die Soziallehre ist keine politische 
Ideologie und keine Blaupause für die 
perfekte Gesellschaft , die es „jenseits von 
Eden“ nie geben wird. Sie ist eine Baustelle, 
auf der immer gearbeitet wird. Man darf 
von ihr deshalb keine festgezurrten Ant-
worten erwarten. Eine der katholischen 
Soziallehre verpfl ichtete politische Ethik 
versucht, der Komplexität gesellschaft li-
cher Probleme Rechnung zu tragen. Sie 
maßt  sich nicht an, zu allen Fragen eine 
Lösung parat zu haben, sondern will die 
hinter den politischen Sachfragen liegen-
den grundsätzlichen Orientierungsfragen 
beantworten. Nicht mehr, aber auch nicht 
weniger. 

Eine erste Hilfe 
möch te die von der 
„Katholischen Sozi-
alwissenschaftlichen 
Zentralstelle“ in Mön-
chengladbach im Auf-
trag der „Katholischen 
Erwachsenenbildung 
Sachsen“ erstellte Ana-
lyse der Grundpositi-
onen der sechs derzeit 
im Bundestag vertrete-
nen Parteien zur Bun-
destagswahl anbieten. 

Darin werden die Th emenfelder Wirt-
schaft  und Soziales, Coronapolitik, Innere 
Sicherheit, Entwicklungszusammenarbeit, 
Migrationspolitik, Klimapolitik, Bildungs- 
und Religionspolitik untersucht. Ebenso 
werden in der Analyse die Positionen der 
Parteien zu den brisanten Top-Th emen 
des Wahlhirtenbriefs von 1980 unter die 

Lupe genommen: Familie und Lebens-
schutz. Am Beispiel dieses Th emenfeldes 
soll nachstehend ein Einblick in die Wahl-
programmanalyse gegeben werden.

E he und Familie sind nach katho-
lischer Soziallehre Keimzelle der 
Gesellschaft . Ganz im Sinne des 

Personalitätsprinzips geht es in der So-
ziallehre darum, dass Ehe und Familie 
eine wesentliche Voraussetzung der per-
sonalen Entfaltung des Menschen sind. 
Durch die natürliche Zuneigung in stabi-
len familiären Bindungen werden wir in 
unserer Einzigartigkeit anerkannt sowie 
zur Übernahme von Verantwortung befä-
higt und erzogen. 

Auch in der Ge-
sellschaft  genießt die 
Familie ungebrochene 
Wertschätzung. „Fa-
milie“ wird jedoch 
2021 oft  anders ver-
standen als 1980. Die 
Familienformen sind 
dynamischer und di-
verser geworden. Die
Entwicklung gilt es
ganz unaufgeregt zur 
Kenntnis zu nehmen 
und sich als „Kirche in der Welt von 
heute“ (so eine Formulierung des Zwei-
ten Vatikanischen Konzils) dazu konst-
ruktiv zu verhalten. 

Bekanntermaßen tut sich Kirche da-
mit schwer. Was als Ehe und Familie an-
erkannt werden soll, darüber gibt es auch 
innerkirchlich Streit. Viele sind längst für 
die Anerkennung und Wertschätzung 
aller Formen von Liebe und Treue zwi-
schen zwei erwachsenen Menschen. Die 
Wahlprogrammanalyse versucht, dem 
gerecht zu werden, indem sie in Fragen 
der Familienethik die behutsame lehr-
amtliche Akzentverschiebung seit dem 
Schreiben Amoris laetitia von Papst Fran-
ziskus mitvollzieht. Auch Menschen, die 
nicht in einer klassischen Ehe leben, kön-

nen demnach in der Liebe, die sie verbin-
det, „die Liebe Gottes widerspiegeln“ (Nr. 
294). Dem entspricht, dass es in Zeiten 
einer Pluralisierung der Lebens- und der 
Familienformen sozialethisch geboten 
ist, auf diese Entwicklungen mit geeigne-
ten politischen Rahmenbedingungen zu 
reagieren. 

Beim Blick auf die Wahlprogramme 
der Parteien fällt zunächst auf: Alle sechs 
Parteien setzen sich in irgendeiner Form 
für die Förderung von Familien ein. Da-
bei weckt das Programm der AfD vorder-
gründig den Anschein, eine besonders 
große Nähe zum klassischen christlichen 
Familienbild zu haben. Doch nach dem Be-

kenntnis „zur Familie 
als Keimzelle unserer 
Gesellschaft “ wird 
dieses sogleich pole-
misch abgegrenzt vom 
Feindbild der „links-
grünen Ideologie, die 
die Institution Familie 
aus ideologischer Mo-
tivation heraus diskre-
ditiert, um sie durch 
andere Leitbilder zu 
ersetzen.“ Die bishe-
rige Politik sei „famili-

enzersetzend“. Auf dem Fuße folgt das Nar-
rativ der „demografi schen Katastrophe“, die 
mit der Sorge um einen vermeintlichen 
Zusammenbruch der eigenen kulturellen 
Identität verbunden wird. Darin deutet sich 
der bevölkerungspolitische Einschlag der 
Familienpolitik dieser Partei an. Das dahin-
terliegende Menschenbild ist deshalb mehr 
als fragwürdig. Man sollte also skeptisch 
sein: Der familienpolitische Entwurf der 
AfD wirkt wie ein Köder im Schaufenster, 
mit dem die Partei konservativen Katho-
liken das Kreuzchen auf dem Wahlzettel 
entlocken möchte. 

CDU/CSU setzen sich eine familien-
freundliche Politik zum Ziel. Welches 
Verständnis von Ehe und Familie dem 
zugrunde liegt, wird nicht eigens im 

In acht Wochen wählt Deutschland einen neuen Bundestag. Die Kirchen 
sollten sich dabei mit Wahlempfehlungen zurückhalten. Orientierung kann 

aber die Christliche Soziallehre bieten. Die „Katholische Sozialwissenschaft liche 
Zentralstelle“ hat die Wahlprogramme der großen Parteien aus dieser 
Perspektive untersucht. Lesen Sie hier exklusiv einen Einblick in die 

aktuelle Analyse – zu Fragen von Lebensschutz, Ehe und Familie.

 Wo machen Sie Ihr Kreuzchen?

Von Stefan Gaßmann und Lars Schäfers

Die Soziallehre ist 
keine Blaupause für die 
perfekte Gesellschaft, 

die es „jenseits von Eden“ 
nie geben wird. Sie ist eine 

Baustelle. Man darf von 
ihr keine festgezurrten 
Antworten erwarten.

Beim Blick in die 
Wahlprogramme fällt 

zunächst auf: Alle 
Parteien setzen sich für 

die Förderung von Familien 
ein. Die Schwerpunkte 

unterscheiden sich 
aber deutlich.  
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WEGE & WELTEN
Mystik im Alltag

Urlaub für die Erde

und Völkern. „Ist es der Menschheit 
wirklich möglich, weiterzuleben und 
zu wachsen, ohne sich darüber zu be-
fragen, was sie an Wahrheit und Kraft  
in ihrem unglaublichen Vermögen zu 
lieben verloren gehen lässt?“

Aber das heißt auch, sich zurück-
zunehmen und „off ensiv“ die Kunst 
sogar des Sterbens zu lernen. Teilhard 
ist nicht blauäugig, ohne Illusionen 
nimmt er auch naturhaft e, soziale und 
individuelle Katastrophen in den Blick, 
aber nie lässt er ihnen das letzte Wort. 
Alles wird ihm zur Herausforderung, 
den je größeren Gott in allen Dingen 
zu fi nden. „Wenn wir nur glauben, 
glauben wir umso stärker und verzwei-
felter, als die Wirklichkeit bedrohender 
und nicht weiter rückführbar erscheint. 
Und dann werden wir nach und nach 
sehen, wie er sich entspannt, dann uns 
zulächelt, dann uns in seine mehr als 
menschlichen Arme nimmt, er, der 
universale Schrecken“, der lebendige 
Gott selbst. Der Welterschöpfungstag 
steht für eine illusionslos off ensive 
Hoff nung trotz allem. Gotthard Fuchs

D ie einen kommen aus den Bergen 
oder vom Meer schon zurück 

– jedenfalls wenn sie zu den Glückli-
chen gehören, die sich einen Urlaub 
auswärts leisten können. Andere be-
ginnen erst mit den Schulferien. Wie 
selbstverständlich überlassen wir uns 
dann der Schönheit der Natur und der 
Vielfalt der Eindrücke und überhaupt 
der Erholung. Der Reiz des Neuen und 
Anderen tut gut, nicht zu vergessen die 
keineswegs selbstverständliche Regene-
rationskraft  von Körper und Seele. Just 
in diese ersehnte Ferienzeit für unser-
einen fällt freilich global der Erdüber-
lastungstag: Das, was die Erde das Jahr 
über realistisch leisten und geben kann, 
ist jetzt schon verbraucht. Am 29.Juli 
war das genaue Datum. Mit allem seit-
dem überziehen wir die gesunde Leis-
tungskraft  des Ökosystems, erweisen 
uns als Schädlinge und Störenfriede. 
Seit Beginn der Berechnungen für die-
sen overshoot day 1970 verschiebt sich 
das Datum immer weiter nach vorn! 
Wie viel Bodenfl äche (ver-)brauchen 
wir, um unsere Bedürfnisse zu decken? 

Wie viel CO2-Ausstoß verursache ich? 
Und wer trägt die Kosten, steht ein für 
die Folgen?

Paradox genug : Indem wir bei der 
Schöpfung Erholung suchen, tragen wir 
zu ihrer Erschöpfung und Zerstörung 
bei. Man muss nur direkt neben der 
schönsten Alpenwiese die Ski-Kanonen 
oder den zerstörten Pistenrasen sehen.
Kein Wunder, dass die geplagte Natur 
verrückt spielt und ihre Katastrophen 
uns näher auf die Haut rücken. Die 
Opfer von Naturkatastrophen werden 
gleichsam zu Symptom-Trägern systemi-
scher Fehlhaltungen, bitter genug. Nicht 
nur unsereiner braucht Erholung, der 
Planet selber ist urlaubsreif.

Vor 80 Jahren schrieb Teilhard de 
Chardin eine Studie „Der Geist der Erde“. 
Christlichem Schöpfungs- und Inkarna-
tionsglauben gemäß ist er überzeugt, dass 
alles auf ein großes Gelingen zuläuft , und 
zwar im Geist jener Liebe, die das Ganze 
in den Blick nimmt und alles diff erenzie-
rend verbindet: „Die Liebe ist die uni-
versellste, die ungeheuerlichste und die 
geheimnisvollste der kosmischen Ener-
gien.“ Jedes Teil im kosmischen System 
der Erde gehört mit allen anderen zusam-
men und zielt auf einen überhumanen 
und doch personalen Zusammenklang 
– „voran“ und „hinauf “. Nichts ist zer-
störerischer als das Festhalten am puren 
Eigeninteresse, bei Einzelnen, Nationen 

Wahlprogramm erwähnt. Der famili-
enpolitische Fokus liegt insbesondere auf 
Maßnahmen zur Entlastung von Familien 
sowie auf der Verbesserung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. In derartigen 
familienpolitischen Fördermaßnahmen 
sind sich die Parteien auch im Grundsatz 
einig. Alle streben Modelle von familien-
freundlichen Arbeitszeitfl exi bilisierungen 
und steuerlichen Erleichterungen an. Die 
Grünen, SPD und Die Linke fordern dar-
über hinaus eine Kindergrundsicherung. 

Z ur Frage, welche Gemeinschaft s-
formen neben der klassischen 
Familie institutionalisiert werden 

sollen, fi ndet sich im Wahlprogramm der 
Partei Die Linke beispielsweise die Idee 
eines „Wahlverwandtschaft srechts“. In 
ähnlicher Stoßrichtung möchte etwa die 
FDP das Rechtsinstitut einer „Verantwor-
tungsgemeinschaft “ einführen. Damit 
sollen nicht miteinander verwandte Men-
schen sich frei dazu entschließen können, 
wie in einer Familie füreinander Verant-
wortung zu übernehmen. Es wäre zwar 
wichtig, dass daraus keine Abwertung der 
klassischen Familie folgt, aber solche Ein-
zelmodelle kann eine Analyse auf Grund-
lage der Soziallehre nicht bewerten. Bei 
politischen Sach- und Detailfragen geht 
es um sachgerechte Lösungen. Die Ana-
lyse bleibt deshalb auf der sozialethischen 
Grundsatzebene, von der aus man sich 
eine eigene Meinung bilden kann.

Blickt man darüber hinaus auf 
das Feld des Lebensschutzes, gilt nach 
wie vor, dass das Verständnis der Kirche 
vom Menschen als Person – und zwar 
von Anfang an – mit weitgehenden Libe-
ralisierungen insbesondere des Schwan-
gerschaft sabbruchs und des assistierten 
Suizids unvereinbar ist. 

Abgesehen von CDU/CSU positionie-
ren sich alle sechs Parteien in der einen 
oder anderen Weise zur derzeitigen recht-
lichen Regelung des Schwangerschaft sab-
bruchs in den Paragraphen 218 und 219 

des Strafgesetzbuches. Daher scheint eine 
erneute Debatte mindestens über den Pa-
ragraph 219a, das sogenannte Werbever-
bot für Abtreibungen, in der kommenden 
Legislaturperiode ins Haus zu stehen. Die 
AfD setzt sich als einzige Partei ausdrück-
lich für einen Erhalt der momentanen 
Regelung zum Schwangerschaft sabbruch 
ein und positioniert 
sich klar dafür, dass 
die Schwangerschaft s-
konfl iktberatung zum 
Ziel haben müsse, das 
Leben zu schützen.  

Die FDP fordert 
eine Abschaff ung des 
Paragraphen 219a. Die 
Grünen, die SPD und 
Die Linke sprechen 
sich ebenfalls dafür 
aus und halten zudem 
fest, dass der Schwan-
gerschaft sabbruch überhaupt nicht im 
Strafrecht geregelt werden sollte. Die letzt-
genannten Parteien setzen sich zudem da-
für ein, dass die medizinische Versorgung 
mit Möglichkeiten zum Schwangerschaft s-
abbruch fl ächendeckend als Grundversor-
gung gewährleistet sein muss. 

D er Vorsitzende der Kommission 
für gesellschaft liche und soziale 
Fragen der Deutschen Bischofs-

konferenz, der Essener Bischof Franz-
Josef Overbeck, hat in Reaktion auf den 
im Europäischen Parlament beratenen 
„Matić-Bericht“ (vgl. CIG Nr. 28, S. 2) die 
bioethische Position der Kirche jüngst be-
kräft igt: „Im Zen trum unserer Sorge steht 
der Schutz der unantastbaren, unveräu-
ßerlichen und gleichen personalen Würde 
aller Menschen. Das umfasst den Schutz 
von Frauen vor Ausbeutung, Unterdrü-
ckung und Gewalt sowie die Verteidigung 
ihrer körperlichen und seelischen Unver-
sehrtheit, ihrer Würde und ihrer Rechte. 
Es umfasst da rüber hinaus den Schutz des 
ungeborenen Lebens, denn auch dem un-

geborenen Kind kommen von Anfang an 
Menschenwürde, ein Recht auf Leben und 
ein eigenständiger Schutzanspruch zu. Das 
Recht auf Leben ist dabei dasjenige unter 
den Menschenrechten, ohne das die ande-
ren Rechte nicht zur Entfaltung kommen 
können.“ Zugleich stellt er sich unmissver-
ständlich gegen die Vereinnahmungsver-

suche von, „Populisten 
und Extremisten, … 
die mit ihren Parolen 
zum Lebensschutz 
eigennützig nur ver-
meintlich christliche 
Positionen vertreten, 
die sie in anderen Kon-
texten nur zu gerne ig-
norieren.“ 

Ein ähnlicher Zu-
gang ergibt sich im 
Blick auf die Frage 
nach dem assistier-

ten Suizid. Aus katholischer Sicht ist 
dieser zwar grundsätzlich abzulehnen. 
In Deutschland ergibt sich aber aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
26. Februar 2020 eine Verpfl ichtung des 
Staates, den assistierten Suizid rechtlich zu 
regeln. Es stellt sich also die Frage, wie mit 
dem Urteil umzugehen ist. 

Die AfD positioniert sich zu legalem 
assistiertem Suizid nicht, sondern stellt 
in ihrem Programm fest: „Der Prozess 
des Sterbens ist durch die bewährte Pal-
liativmedizin und eine passive Sterbehilfe 
zu begleiten.“ Die Unionsparteien setzen 
bei den Regelungen dazu auf eine „leben-
bejahende Beratung“ und eine fl ächen-
deckende Versorgung mit Palliativ- und 
Hospizmedizin als Gegenmaßnahme zu 
einer Kommerzialisierung der Sterbe-
hilfe. Die Grünen setzen sich ebenfalls 
für eine fl ächen deckende Versorgung mit 
Palliativmedizin und Hospizen ein, ma-
chen sich zugleich aber für ein „Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben“ stark. Die FDP 
spricht sich für ein liberales Sterbehilfege-
setz aus, äußert sich aber nicht weiter zu 

Fragen der Beratung. SPD und Die Linke 
positionieren sich in ihren Programmen 
hierzu nicht. 

Staat und Gesellschaft  haben nach 
katholischer Soziallehre den Auft rag, Le-
bensverhältnisse zu schaff en, dass Men-
schen auch in Krankheit und Leid einen 
lebenswerten Sinn in ihrem Leben ent-
decken können. Entscheidend ist es, die 
Bedingungen am Lebensende erträglich 
zu gestalten und es sich nicht einfach zu 
machen, indem man assistierten Suizid 
verbietet, ohne Unterstützungsangebote 
auszubauen. Insbesondere Hospiz- und 
Palliativarbeit sind zu fördern.

U nsere Analyse hat das Ziel, denje-
nigen eine sozialethische Orien-
tierungshilfe anzubieten, die die 

Grundsätze der katholischen Soziallehre 
bei ihrer Wahlentscheidung mitberück-
sichtigen und sich auf dieser Grundlage 
einen Überblick über die Kernpositionen 
der Wahlprogramme verschaff en möch-
ten. Es liegt dem Text jedoch fern, eine 
Wahlempfehlung zu geben. Es kommt auf 
die freie Entscheidung der Wählerin und 
des Wählers nach bestem Wissen und Ge-
wissen an. Das bedeutet auch Verantwor-
tung. Nicht nur für Politiker, auch für uns 
Staatsbürger sollte daher gelten, das Ge-
meinwohl vor den eigenen Interessen zu 
sehen, Kompromisse zu akzeptieren und 
den Respekt vor Andersdenkenden und 
Anderslebenden zu wahren. Auch braucht 
es den Mut zur Kontroverse in den poli-
tischen Sachfragen. Das „Gemeinsame 
Wort der Kirchen zur Demokratie“ nennt 
die entsprechende Tugend die „demokra-
tische Sittlichkeit“. 
Die vollständige Analyse ist zu fi nden unter: 
www.ksz.de

Stefan Gaßmann und Lars Schäfers, 
beide Mag. Theol., wiss. Referenten bei 
der Katholischen Sozial wissenschaftlichen 
Zentralstelle in Mönchengladbach. 

Man darf es sich 
nicht einfach machen, 

indem man assistierten 
Suizid verbietet, ohne 

Unterstützungsangebote 
auszubauen. Hospiz- und 

Palliativarbeit sind 
zu fördern.


